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Gäubote 23.01.2014 

Einstimmig für die Beteiligung junger 

Menschen  

Herrenberg: Modellprojekt soll mit professioneller Hilfe des Stadtjugendrings 

umgesetzt werden  

Selten sind die Zuschauerreihen so gut gefüllt. Und noch seltener sitzen so viele junge 

Menschen auf den Stühlen, wenn die Herrenberger Gemeinderäte ihre Beschlüsse fassen. Am 

Dienstag waren die Jugendlichen zahlreich in der "Alten Turnhalle" aufgelaufen. Die 

Konzeption für die Jugendbeteiligung wurde dort verabschiedet.  

Harald Marquardt 

Es war ein spannender Weg zusammen mit den Jugendlichen. In einer Jugendwerkstatt hatte 

der Stadtjugendring das Konzept für die Beteiligung junger Menschen an den politischen 

Prozessen in ihrer Heimatstadt entwickelt. Den Gemeinderäten lag am Dienstag ein Konzept 

vor, das auf mehreren Säulen basiert und intensiv vom Stadtjugendring begleitet wird (der 

"Gäubote" berichtete). Kern des Konzepts sind jährlich wiederkehrende Jugendforen. Die 

Schulen entsenden ab der fünften Klasse Vertreter, Auszubildende, Studierende, und Schüler 

aus Herrenberg an auswärtigen Schulen können sich ebenfalls beteiligen. Innerhalb des 

Jugendforums tauschen sich die Jugendlichen - angepeilt werden rund 200 - direkt mit dem 

Oberbürgermeister und den Fraktionsvertretern aus. Auch online können Themen, Argumente 

und Wünsche platziert werden. Aus dem Jugendforum wird die Jugenddelegation entwickelt, 

der maximal vier Personen angehören - als ständige Ansprechpartner für Politik und 

Verwaltung. Sie bleiben in Themen- und Projektgruppen der Jugendlichen eingebunden. 

Umgekehrt benennen die Ratsfraktionen und die Verwaltung jeweils einen 

Jugendbeauftragten, die ebenfalls für die Jugenddelegation direkter Ansprechpartner sind. 

Einen Vorgeschmack, wie der künftige Umgang zwischen Jugendlichen und Gremium sein 

könnte, gab es gleich am Dienstag. Alexander Kapp war von den Jugendlichen als ihr 

Sprecher ausersehen worden. Ganz selbstbewusst beantwortete der Herrenberger Schüler die 

Fragen aus den Fraktionen. Unter anderem wollten die Gemeinderäte wissen, wie 

Auszubildende in den Firmen für das Projekt interessiert werden können. Kapp: "Wir sind 

dabei, Kontakte mit den Unternehmen zu knüpfen." Das Problem sei, dass die 

Auszubildenden für die Mitarbeit freigestellt werden müssten. Der Jugend-Vertreter zeigte 

sich aber optimistisch, dass die Überzeugungsarbeit schon bald Früchte trägt. Ausdrücklich 

verteidigt er den Ansatz, auch auswärtige Schüler an dem Herrenberger Jugendprojekt 

teilhaben zu lassen. Kapp: "Durch den Schulbesuch haben sie ihren Lebensmittelpunkt hier." 

Oberbürgermeister Thomas Sprißler hob das Konzept in den Rang eines "Herrenberger 

Modells". Er hofft darauf, dass der Brückenschlag zu den jungen Menschen gelingt. Großes 

Gewicht maß das Stadtoberhaupt der Begleitung bei. Dafür ist beim Stadtjugendring 

zusätzlich Manpower nötig. Eine weitere 90-Prozent-Stelle beim SJR wird die Stadt finanziell 

tragen. Pro Jahr ist für die Jugendbeteiligung mit Kosten von 33 500 Euro zu rechnen - Geld, 

an dem im Gemeinderat niemand mehr rütteln wollte. Von sich aus bot Sprißler - in 

Ergänzung der bisherigen Vorschläge - eine Befristung der Stelle auf fünf Jahre an. Dies sei 



ausreichend Zeit, um den Aufbau des Beteiligungsprojekts voranzubringen und auf der Basis 

von Erfahrungen gegebenenfalls neu zu entscheiden. 

"Was lange währt, wird endlich gut" - diesen Nenner fand Gabriele Hüttenberger (Freie 

Wähler) für sich. Sie erinnerte an die langen Bemühungen, Schulen und Jugendliche in der 

kommunalpolitischen Arbeit besser zu verankern. Sie setzt darauf, dass die jungen Leute ein 

Stück Verantwortung durch die Beteiligung lernen und eine nachhaltige Entwicklung entsteht. 

Hüttenberger: "Der Anspruch der Mitmachstadt wird durch die Jugendbeteiligung 

vervollständigt." Sie wünschte den Jugendlichen den Erfolg, den sie sich vorstellen. 

Für die SPD lobte Sarah Holczer das Beteiligungsprojekt, das dynamisch und niederschwellig 

sei. Von den Ergebnissen, die von den Jugendlichen erarbeitet worden sind, war sie 

"begeistert". Alle Themen, die im Gemeinderat behandelt werden, müssten auch der 

Sichtweise der jungen Menschen unterworfen werden. Sie regte an, noch vor der 

Kommunalwahl im Mai eine Auftaktveranstaltung zu machen. So könne womöglich die 

Wahlbeteiligung der Jugendlichen stimuliert werden. Eva Schäfer-Weber lobte das Modell, 

sie hätte auf die Befristung der Stelle verzichten können. Vor dem Hintergrund einer 

künftigen Jugenddelegation warf die Sprecherin der Frauenliste die Frage auf, ob es nicht an 

der Zeit sei, auch eine "Ältestendelegation" zu kreieren. 

Maya Wulz (Grüne) würdigte die Mitarbeit der Jugendlichen ebenfalls und regte an, dass eine 

überfraktionelle Gruppe in den Schulzentren für die Kommunalwahl wirbt. Werner Hiermaier 

nannte das Konzept "ambitioniert und schlüssig". Der CDU-Rat: "Die Mittel für die 

professionelle Unterstützung bewilligen wir gerne, es ist aber auch okay, nach fünf Jahren 

Bilanz zu ziehen." 

Allzu große Hoffnung, das Beteiligungsprojekt könne den politischen Gruppierungen 

Nachwuchs zuführen, machte Alexander Kapp den Fraktionen nicht. "Wir sehen das nicht als 

Rekrutierungsmaschine für den Gemeinderat", formulierte er kess. Das Konzept wurde 

einstimmig beschlossen. 

 






